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Ein Gespenst 
geht um 
in Europa 


Volksparteien ohne Volk 


Das ist für die »großen« Par- 
teien und für die Regierenden 
in Deutschland, Österreich 
und im übrigen Europa das 
Gespenst, das sie fürchten. 


»Gerade noch einmal Schwein 
gehabt«, »Es wäre eine Kata- 
strophe für Europa«, war ihr 
einhelliges Aufseufzen nach 
der Präsidentenwahl in Öster- 
reich. Norbert Hofer (FPÖ) 
hatte in einer Art Abstimmung 
»Einer gegen alle« die Mehr- 
heit nur im Promillebereich 
verfehlt. 


»Der Islam ist kein Teil von 
Österreich!« 


Mit dieser Feststellung, die für 
seine Wähler ein Versprechen 
war, führte Hofer einen Wahl- 
kampf und erhielt bei der Bun- 
despräsidenten-Stichwahl am 
22.5.2016 damit 49,65 Pro- 
zent aller Stimmen, nachdem 
sich alle etablierten Altpartei- 
en wie in einem »Angstrudel« 
um den Grünen-Politsenior 
Van der Bellen zusammenge- 
rottet hatten. 


Im Namen des 
Volkes, Sie sind alle 
verhaftet! 


Alle »gesellschaftlichen Kräf- 
te«, »demokratischen Partei- 
en« und »Kulturschaffenden« 
von grün-rot-schwarz hatten 
sich, trotz aller Gegensätze, 
zusammengeschlossen, um 
den Kandidaten des Volkswil- 
lens zu verhindern. 


Angesichts der nationalen 
Wiederbesinnung in ganz 
Europa und dem Erstarken 
der Protestparteien liegen 
die Nerven der Herrschenden 
blank: Da man das Volk nicht 
so einfach wegsperren kann, 
sollen wenigstens Volksab- 
stimmungen verboten werden 
(siehe Seite 2). 
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Das offene Wort 


»Im Namen des 
Volkes, Sie sind 
alle verhaftet!« 


Soweit sind wir (noch) nicht, 
wir leben ja schließlich nicht 
in der Türkei. 


Weil das auch völlig unmög- 
lich wäre, protestierende 
Volksmassen zu verhaften, 
muß man zumindest versu- 
chen, direkte Volksabstim- 
mungen zu verhindern. 


In den Niederlanden fand 
eine Volksabstimmung dar- 
über statt, ob die Regierung 
einem EU-Assoziierungsab- 
kommen mit der Ukraine zu- 
stimmen solle. 


61 Prozent der Wähler lehn- 
ten das ab. Zwar war die 
Beteiligung gering, erfüllte 
aber die gesetzlichen Min- 
destquoten. Das Ergebnis 
sorgte in Brüssel für Krisen- 
stimmung, zumal europa- 
weit die Forderungen lauter 
werden, auch über das ge- 
plante Freihandelsabkom- 
men TTIP, das Thema der 
offenen Grenzen und die 
Zukunft des Euro Volksab- 
stimmungen durchzuführen. 


Ausgerechnet die Frak- 
tionschefin der Grünen im 
Europaparlament, Rebecca 
Harms, warnte nach der 
Volksabstimmung in den 
Niederlanden: 


»Plebiszitäre Elemente 
zu europäischer Politik, 
die so angelegt sind wie 
die gestrige Abstimmung, 
können die EU in ihrem 
Bestand gefährden.« 


Demokratie ist ja eine wun- 
derbare Sache, aber nur, so- 
lange sie den Herrschenden 
nicht in die Quere kommt, 
meint Ihre 

Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 


»Völker 
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sind Gedanken Gottes« 


Diese Feststellung wird zum ei- 
nen Johann Gottfried Herder 
(1744-1803), zum anderen Leo- 
pold von Ranke (1795-1886) zu- 
geschrieben. 


Das darf natürlich heutzutage 
nicht mehr gelten. Der Vizeprä- 
sident der EU-Kommission, der 
Niederländer Frans Timmer- 
mans, erklärte in einer Rede*, in 
der er Antisemitismus, Antizionis- 
mus und Islamfeindlichkeit gei- 
Belte, die Zukunft der Menschheit 
werde in der Vielfalt der Bevölke- 
rungen liegen. Gesellschaften, 


die ausschließlich aus Menschen 
einer Kultur bestünden, gehörten 
zur Vergangenheit. 


Foto: Dutch Ministry of Foreign Affairs / Wikimedia Commons / CC BY-SA 2.0 (Ausschnitt) 


Auch in den abgelegensten Or- 
ten dieses Planeten werde es 
in Zukunft keine Nation ohne 
Vielfalt geben. 


(»There is not going to be, even 
in the remotest places of this pla- 
net, a nation that will not see di- 
versity in its future«). 


*) Timmermans bei der Eröffnung 
des ersten jährlichen Colloquiums 
für Grundrechte am 1.10.2015, 
Protokoll »Speech/15/5754« der 
Europäischen Kommission. Der 
Text liegt nur (wie meistens) in eng- 
lischer Sprache vor, Kopien bei uns 

erhältlich. UN) 


SPIEGEL DER ZEIT 


Ähnlich äußerte sich bereits vor 
Jahren Sergio Vieira de Mello, 
zeitweise UN-Administrator für 
den Kosovo, in einer Sendung 
des US-Radiosenders PBS am 
4.8.1999. 


»Ich wiederhole: Unvermischte 
Völker sind eigentlich ein Nazi- 
Konzept. Genau das haben die 
alliierten Mächte im Zweiten 
Weltkrieg bekämpft. 


Die Vereinten Nationen wurden 
gegründet, um diese Konzepti- 
on zu bekämpfen, was seit De- 
kaden auch geschieht. 


Genau das war der Grund, 
warum die NATO im Kosovo 
kämpfte. 

Und das war der Grund, wa- 
rum der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen eine solch 
starke Militärpräsenz im Koso- 
vo verlangte —- nämlich um ein 
System ethnischer Reinheit zu 
verhindern.« 


Text liegt in englischer Sprache vor, 
Kopien bei uns erhältlich. UN 


ZUM NACHDENKEN: 


»Europa, zum Beispiel 
Deutschland, kann kein 
arabisches Land wer- 
den. Deutschland ist 


Deutschland. Es sind so 
viele, daß es in der Pra- 
xis schwierig ist. Auch 
moralisch gesehen finde 


ich, daß diese Flüchtlin- 
ge nur vorübergehend 
aufgenommen werden 
sollten. Das Ziel sollte 
sein, daß sie zurückkeh- 
ren und beim Wiederauf- 
bau ihrer eigenen Länder 
mithelfen.« 

Der 14. Dalai Lama Tenzin Gyatso 


zur »Flüchtlingskrise«. 
FAZ.NET, 31.5.2016 
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Wie man die 
»Gespenster« bekämpft 


ARD-Weltspiegel, 22.5.2016 (Bildschirmausdruck) 


Das jüngste »Gespenst«, das 
den EU-Utopisten drohte, war ein 
möglicher Bundespräsident Ho- 
fer in Österreich. 


Um das zu verhindern, liefen die 
Medien zur Hochform auf. Ein 
besonders krasses Beispiel lie- 
ferte die ARD, das vom Zwangs- 
gebührenzahler finanzierte öf- 
fentlich-rechtliche Fernsehen der 
BRD: 


Im »Weltspiegel« vom 22.5.2016 
wurde eine Rede des Präsident- 
schaftskandidaten Hofer so zu- 
sammengeschnitten, daß die Zu- 
schauer bewußt und absichtlich 
in die Irre geführt wurden. 


Der Journalist Till Rüger berich- 
tete von der Abschlußkundge- 
bung von Hofer und dem FPÖ- 
Vorsitzenden Strache in einem 
Wiener Arbeiterbezirk: »Zu hören 
gibt es Altbekanntes«. 


Und dann blendet der »Weltspie- 
gel« den Kandidaten Hofer ein: 


»Ich sage diesen Menschen: Das 
ist nicht eure Heimat! Ihr könnt 
nicht in Österreich bleiben, denn 
wir unterscheiden sehr klar zwi- 
schen jenen, die Österreich wei- 
ter mit uns gemeinsam aufbauen 
und jenen, denen nur daran liegt, 
dieses Land zu zerstören.« 


Das ist doch wohl ein Beweis! 
Das kann nur ein antiislami- 


scher Hetzer und Ausländer- 
feind sein! 


Nach kurzer Suche findet man 
im Internet jedoch die komplet- 
te Rede, und da klingt das ganz 
anders. Er lobt die Migranten, die 
in den letzten Jahren nach Öster- 
reich gekommen sind und mit ih- 
rer eigenen Hände Arbeit etwas 
aufbauen konnten. 


»Diese Menschen, die Österreich 
achten und lieben und hier ihre 
neue Heimat gefunden haben, 
die heiße ich herzlich willkom- 
men. Aber jene Menschen — und 
das muß man auch sagen — jene 
Menschen, die unser Land nicht 
schätzen, die für den Islamischen 
Staat in den Krieg ziehen oder 
Frauen vergewaltigen — ich sage 
diesen Menschen: Das ist nicht 
eure Heimat! Ihr könnt nicht in 
Österreich bleiben, denn wir un- 
terscheiden sehr klar zwischen 
jenen, die Österreich mit uns ge- 
meinsam aufbauen und jenen, 
denen nur daran liegt, dieses 
Land zu zerstören.« 


Ein Paradebeispiel der Lügen- 
presse! So kann man den Inhalt 
und Sinn entstellen und ins Ge- 
genteil verkehren! Und das ge- 
schieht täglich und hundertfach 
in den Massenmedien. 


Glaubt ihnen kein Wort! 
LUG UND TRUG 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Piep, piep, piep, wir 
haben uns alle lieb! 


Nachdem die Grünen sehr 
schnell von ihrem Kolle- 
gen und Sprachrohr Volker 
Beck nach der sogenannten 
»Crystal-Meth-Affäre« abge- 
rückt waren (Beck wurde mit 
Rauschgift erwischt), haben 
sich jetzt alle wieder lieb. 
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Wie BILD.de am 26.4.2016 
schrieb, nahm Fraktionschef 
Hofreiter seinen Parteifreund 
Beck demonstrativ in den 
Arm. 


Beck wird in allen Ehren wie- 
der aufgenommen. Er soll 
weiterhin religionspolitischer 
Sprecher bleiben und zu- 
sätzlich die Aufgaben eines 
migrationspolitischen Spre- 
chers übernehmen. 


Die Grünen werden ihn auch 
erneut als Chef der deutsch- 
israelischen Parlamenta- 
riergruppe vorschlagen. Als 
Innenpolitik-Sprecher muß er 
allerdings zurücktreten. 


Was BILD nicht schreibt: 


Mehr als 30 jüdischstämmige 
Prominente aus dem ganzen 
Bundesgebiet hatten sich an 
die beiden Fraktionschefs 
Katrin Göring-Eckardt und 
Anton Hofreiter gewandt, 
um für Becks Verbleib in den 
Ämtern zu werben. In einem 
Brief, der angeblich dem Ta- 
gesspiegel vorliegt, soll es 
unter anderem heißen, Beck 
sei ein »wichtiger und zu- 
verlässiger Partner aller in 
Deutschland lebenden Juden 
gleich welcher Staatsbürger- 
schaft«. 

Hoffentlich erfüllt er die- 
se Aufgaben künftig ohne 
Rauschgifteinfluß! 
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Die Abschiebungslüge 


Insgesamt 43.620 Asylbewerber wurden 2014 abgelehnt, 25.522 von ih- 
nen lebten Ende Juni 2015 noch in Deutschland 


Nordrhein-Westfalen 
Niedersachsen 


Bayern 


Berlin 


Baden-Württemberg 


Hessen 


Thüringen 


Sachsen 


Sachsen-Anhalt 
Rheinland-Pfalz 
Hamburg 


Schleswig-Holstein 


Brandenburg 


Mecklenburg-Vorpommern | 


Saarland 


Bremen 


[_] abgelehnte Asylbewerber im Jahr 2014 
EI am 30.6.2015 noch immer in Deutschland 


EAbschiebe-/Rückkehrquote in Prozent 


Nachdem der politische Druck 
auf die Regierung Merkel im- 
mer größer wird, will man uns 
glauben machen, daß sich die 
Anzahl der Abschiebungen 
sprunghaft erhöht hätte. Alles 
Quatsch! 


Die Zahlen sprechen eine ganz 
andere Sprache. 


Vorab zum Verständnis: Das 
Grundrecht auf Asyl steht nur po- 
litisch Verfolgten zu. Dies schließt 
wirtschaftliche, krankheitsbeding- 
te oder andere Gründe aus. Auch 
Krieg im Heimatland ist nicht au- 
tomatisch ein Asylgrund. 


Im Umkehrschluß heißt dies, daß 
die überwiegende Mehrheit der 
nach Deutschland kommenden 
Menschen bei korrekter Anwen- 
dung unserer Gesetze keinen An- 
spruch auf Asyl haben. 


Wenn überhaupt, käme eine 
vorübergehende Aufenthaltsge- 
nehmigung nach der Flüchtlings- 
konvention in Betracht, bis der 
Fluchtgrund nicht mehr besteht. 


Quelle: 
Bundestags-Drucksache 18/5862 


Aber selbst das greift nicht, denn 
die »Flüchtlinge« sind ja keine 
Flüchtlinge, weil sie ja schon in ei- 
nem »sicheren Land« waren. 


Weiterhin muß man wissen, daß 
77 Prozent aller ankommenden 
Migranten sich nicht ausweisen 
können, also auch bei einer ange- 
ordneten Abschiebung nicht in ihr 
Heimatland zurückgeschickt wer- 
den können, da das nicht bekannt 
ist. 

Alleine aus Tunesien, Marokko 
und Algerien kamen bis jetzt etwa 
26.000 erfaßte Menschen nach 
Deutschland. 


Wie das Bundesinnenministerium 
mitteilte, wurden im ersten Quar- 
tal dieses Jahres 57 Bürger in die 
drei Staaten abgeschoben. 


Obwohl die sogenannten Ma- 
ghreb-Staaten (Tunesien, Algeri- 
en, Marokko) vom Bundestag als 
sichere Herkunftsländer einge- 
stuft wurden und die Staatschefs 
sich zur Rücknahme ihrer Bürger 
verpflichtet haben, bewegt sich, 


UN - Postfach 10 17 06: D-46017 Oberhausen 


wie schon in der Vergangenheit, 
nichts. 


Ganz im Gegenteil, ganze Stadt- 
teile und Straßenzüge, wie in 
Düsseldorf (»Maghreb-Viertel«), 
Bremen, Hamburg oder Berlin 
fallen in die Hände nordafrikani- 
scher Banden. 


Es spricht sich speziell in Nord- 
afrika herum, daß man in Deutsch- 
land, auch bei einem abgelehnten 
Asylantrag, noch lange nicht ab- 
geschoben wird. 


Sollte die Abschiebung dann doch 
bevorstehen und die Polizei an 
der Tür klopfen, wird einfach nicht 
aufgemacht. Die Beamten haben 
kein Recht, die Tür mit Gewalt zu 
öffnen. 


Als ein sehr beliebtes Mittel hat 
sich auch die »posttraumatische 
Belastungsstörung« bewährt. 
Wird diese geltend gemacht - sie 
ist nur schwer nachweisbar — wird 
nicht abgeschoben. 


So werden bundesweit tausende 
Beamte, Ärzte und Polizisten da- 
mit beschäftigt, Ausreisepflichti- 
gen hinterherzuhecheln und sich 
letztendlich zum Affen zu machen. 


Als letztes Mittel wird nun ver- 
sucht, die Ausreise mit finanzi- 
ellen Mitteln zu versüßen. Dies 
klappt sogar in einigen Fällen und 
es ist ja auch nachvollziehbar! 


Damit gibt es einen weiteren 
Grund, nach Deutschland zu 
kommen und den lieben Ver- 
wandten in Afrika das »Schlaraf- 
fenland Deutschland« wärmstens 
zu empfehlen: 

Irgendwie reinkommen, und 
dann mit einem Batzen Geld 
wieder nach Hause! 


»Sehr sehr seltsam! 
Die meisten 
Flüchtlinge verlieren 
ihre Pässe, aber 
keiner sein Handy.« 


Kommentare zum Zeitgesche- 
hen, A-1171 Wien, Postfach 543 


LESEN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 
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Bild nur in der gedruckten 


Ausgabe verfügbar 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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24.2.2015: Nur wenige Meter von Rußlands Staatsgrenze entfernt hielt das NATO-Mitglied Estland begleitet von US- 
Militärs in Kampfmontur und Panzern in der Grenzstadt Narva eine »symbolische« Militärparade ab. 


Rückt der dritte Weltkrieg näher? 
Bundeswehr gen Osten 
- in fremden Auftrag! 


Deutsche Truppen an 
der russischen Grenze 


Der Zweite Weltkrieg ist noch 
nicht wirklich abgeschlossen, 
da nähern wir uns in gewaltigen 
Schritten einem dritten Welt- 
krieg. Die Welt entwickelt sich 
zunehmend zu einem einzigen 
Krisenherd. Deutsche Truppen 
sind ebenfalls wieder — diesmal 
im fremden Auftrag — weltweit im 
Einsatz. 


Steht uns der dritte Weltkrieg 
bevor oder sind wir schon mit- 
tendrin? 


Im Mai 2016 nahmen mehr als 
5.000 Soldaten aus Deutsch- 
land und anderen NATO-treuen 
Ländern an einem Manöver in 
Estland teil. Dieses Manöver 


»Frühlings-Sturm« fand nur 30 
Kilometer von der russischen 
Grenze entfernt statt. 


Die USA fordern eine noch stär- 
kere Beteiligung Deutschlands 
bei der militärischen Abschrek- 
kung gegen Rußland. Die Bun- 
deswehr solle sich an der geplan- 
ten Stationierung von einander 
ablösenden Einheiten an der 
NATO-Ostgrenze beteiligen. Vor 
allem von Deutschland erwar- 
ten die USA nicht nur Truppen 
und Kriegsgerät für die NATO- 
Präsenz in Polen, Rumänien und 
Litauen, sondern auch die Über- 
nahme einer entsprechenden 
Führunggsrolle. 


Die USA kündigten an, ab 2017 
eine zusätzliche Panzerbrigade 


mit etwa 4.200 Mann in Osteu- 
ropa zu stationieren. Bereits im 
Januar 2016 kündigte Obama 
höhere Verteidigungsausgaben 
der USA für Europa an. 
Inzwischen hat die NATO in Ru- 
mänien ein Raketenabwehrsy- 
stem stationiert und aktiviert. 
Rußland sieht das alles als Be- 
drohung an und gibt zu verste- 
hen, sich dagegen schützen zu 
wollen. 


»Die USA haben einen 
sehr gefährlichen Pfad 
eingeschlagen, weil sie die 
Doktrin des Präventivkriegs 
eingeführt haben - 
tatsächlich sagen sie auch, 


daß sie Nuklearwaffen 
gegen Rußland als 
Präventivschlag einsetzen 
könnten.« 


Michel Chossudovsky, Direktor 
des Zentrums für Globalisierungs- 
forschung in Montreal 


»NEIN!« ZU NEUEN KRIEGSSPIELEN 


UN 6/2016 : Seite 6 


www.un-nachrichten.de 


UN- Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Rußlands Präsident Putin antwortet: 


P 


-= 


russland 


Putin zum US-Raketenschild auf deutsch 


Präsident Wladimir Putin hat die Inbetriebnahme eines US-Raketenschirms 
in Rumänien als Gefährdung der weltweiten Sicherheit kritisiert. »Das ist 
kein Verteidigungssystem«, sagte das Staatsoberhaupt. (Bildschirmausdruck 


russland. TV, 14.5.2016) 


Zeitgleich mit der Aufrüstung in 
Rumänien wurde am 13.5.2016 
in Polen der Grundstein für eine 
amerikanische Raketenbasis 
gelegt. Der Bau soll 2018 abge- 
schlossen sein. Die Kommando- 
zentrale liegt in Deutschland — auf 
dem US-Luftwaffenstützpunkt im 
rheinland-pfälzischen Ramstein. 


Der russische Präsident Putin 
kritisierte in einer öffentlichen 
Ansprache vor seinen vertei- 
digungspolitischen Experten 
im Mai 2016 den US-Raketen- 
schirm in Osteuropa: 


»Ich denke Sie werden mir zu- 
stimmen. Die jüngsten Entwick- 
lungen zeigen, daß die Situation 
sich nicht verbessert. Sie ver- 
schärft sich noch. Ich meine den 
in Betrieb genommenen Radar in 
Rumänien als ein wichtiges Ele- 
ment des US-Raketenabwehrsy- 
stems. 


Wir haben mit unseren ameri- 
kanischen Partnern oft darüber 
gesprochen, unsere Zusammen- 
arbeit angeboten, wurden aber 
zurückgewiesen. Wir schlugen 
vor, die Gespräche auf bestimm- 
te Themenbereiche zu beschrän- 
ken. Nichts Konkretes geschah, 
alles lief einseitig weiter ohne 
unseren Bedenken Rechnung zu 
tragen. Das ist bedauerlich. Auch 


die Vorwände für das, was getan 
wurde und wird. 


Denken Sie daran, wie vor ein 
paar Jahren mit einer Stimme alle 
unsere Gegner sagten, daß das 
Raketenabwehrsystem für unse- 
re Partner im Westen nötig ist. 
Für Europa und den Vereinigten 
Staaten, um die Raketenbedro- 
hung aus dem Iran zu verhindern. 
Wo ist die nukleare Bedrohung 
durch den Iran jetzt? Sie ist gar 
nicht da. Die Vereinigten Staaten 
haben ein Abkommen mit dem 
Iran unterzeichnet. Sie waren ein 
Initiator dieses Abkommens. Wir 
haben die Position der USA da- 
bei unterstützt. Aber es gibt keine 
Bedrohung, aber die Schaffung 
des Raketenabwehrsystems wird 
fortgesetzt. 


Und wenn jemand seine Mög- 
lichkeit in den weltweiten Me- 
dien verwendet, Leute immer 
noch über die Tatsache in die 
Irre zu führen, daß es nicht ge- 
gen Rußland gerichtet ist, daß 
es ein reines Verteidigungssy- 
stem sei, so läßt sich keiner an 
diesem Tisch derart täuschen. 
Nichts dergleichen. Das ist kein 
Verteidigungssystem. Es ist Teil 
des strategischen Nuklearpo- 
tentials an der Peripherie der 
Vereinigten Staaten. In diesem 


Fall ist die Peripherie Osteuropa. 
Und die Menschen, die solche 
Entscheidungen fällen, sollten 
sich bewußt sein, daß es in ih- 
rem Leben noch ruhig, komfor- 
tabel und sicher war. Jetzt nach 
Platzierung der Raketenabwehr 
werden wir darüber nachdenken 
müssen, welche Bedrohungen 
sich hier für die Russische Fö- 
deration ergeben. Das ist das 
Erste. Zum Zweiten ist es eine 
klare Verletzung des Vertrages 
für Mittel- und Kurzstreckenwaf- 
fen. Die Trägerraketen, die nach 
Inbetriebnahme des Radars in 
Rumänien und Polen stationiert 
werden, können sehr schnell in 
Mittel- und Kurzstreckenwaffen 
verwandelt werden. In einer sehr 
kurzen Zeit und für uns unsicht- 
bar. Wir sind nicht in der Lage, es 
zu kontrollieren, und das ist eine 
zusätzliche Bedrohung für uns. 


Nach dem einseitigen Ausstieg 
der USA aus dem ABM-Vertrag 
ist das der klare erste Schritt, das 
strategische Gleichgewicht der 
Kräfte in der Welt zu brechen. 
Es ist der zweite Schlag gegen 
das System der internationalen 
Sicherheit. Es schafft Bedingun- 
gen für die Verletzungen des 
INF-Vertrags. Das sind unsere 
weiteren Bedenken und nicht nur 
unsere. 


Ich denke, jeder vernünftige 
Mensch und objektive Betrachter 
kann das verstehen und die ent- 
sprechenden Schlußfolgerungen 
ziehen. Zusammen sollen die 
Basis am Meer, in diesem Fall 
im Mittelmeer, das Aegis-System 
von Radarstationen in Rumäni- 
en und die Stützpunkte in Polen 
Schritte zum Aufbau eines inter- 
nationalen Sicherheitssystems 
sein und der Beginn eines neuen 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


»DIE SITUATION VERSCHÄRFT SICH« 
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Wettrüstens, wie wir schon fest- 
gestellt haben. In dieses Ren- 
nen werden wir uns nicht führen 
lassen. Wir werden unseren ei- 
genen Weg gehen. Wir werden 
sehr sorgfältig arbeiten, ohne die 
Pläne einer Ausrüstung der Ar- 
mee oder der Marine und deren 
Finanzierung zu vernachlässi- 
gen. Aber wir werden diese Pläne 
aktualisieren, um auf die Bedro- 
hung zu reagieren und Rußland 
Sicherheit zu geben. 


Wir haben viel Zeit für Gesprä- 
che. Wir haben gewarnt, aber 
niemand will hören. Niemand hat 
auf unsere Anfragen für eine Zu- 
sammenarbeit in diesem Bereich 
ernst auf professionellem Niveau 
reagiert. 

Nun werden wir die Realität ak- 
zeptieren, die auf dem Gebiet der 
Sicherheit existiert. Wir werden 
natürlich alles tun was nötig ist, 
um unsererseits sicherzustellen, 
daß das strategische Gleichge- 


wicht der Kräfte gewahrt wird. 
Es ist die verläßlichste Garantie 
gegen die Entstehung großange- 
legter militärischer Konflikte. Die- 
se hätten Folgen, die in keinem 
Vergleich stehen mit denen in 
den aktuellen Brandherden die- 
ses Planeten. So etwas können 
wir nicht zulassen und werden es 
nicht zulassen.« 


Wir sagen NEIN! 


Unwillig, die Ursachen des Zwei- 
ten Weltkrieges wahrheitsgemäß 
aufzuarbeiten, schickt die Bun- 
desregierung deutsche Soldaten 
zu gefährlichen »Kriegsspielen« 
gen Osten. Säbelrasseln führt 
nicht selten zu Katastrophen. Im 
Krieg gibt es nie Gewinner — nur 
Verlierer, vor allem in der Zivil- 
bevölkerung. Es gibt Nutznießer 
von Kriegen, die befinden sich 
aber nicht dort, wo Kriege geführt 
werden, sondern in den Chefeta- 
gen der Rüstungsindustrie und 
an der Wallstreet. 


Wir haben aus der Geschich- 
te gelernt und sagen nein zu 
militärischen Einsätzen deut- 
scher Soldaten! 


Ebenso sagen wir nein zu 
fremden Truppen und Atom- 
waffen in Deutschland! 


KEINE 
DEUTSCHEN 
SOLDATEN INS 
AUSLAND UND 


AUSLÄNDISCHEN 
SOLDATEN IN 
DEUTSCHLAND! 
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Es wird Zeit für Sie, Frau Merkel! 


An die 


Vorsitzende der 

CDU Deutschland 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 
-persönlich- 
Bundesgeschäftsstelle 
Klingelhöferstraße 8 

10785 Berlin 


Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 


so wollen, ein „Urgestein der CDU!“ 


H erzlich w ilkom m en 


HARALD KRAUS 


25.01.2016: Schreiben an Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 


lange habe ich zugewartet. Heute ist der Tag gekommen, Ihnen diese Zeilen zu schreiben. 


Mein Name ist Harald Kraus (Jahrgang 1954). Seit über 45 Jahren bin ich Mitglied der CDU. Genau 
32 Jahre war ich hauptamtlicher Bürgermeister, 20 Jahre Mitglied des Kreistages Breisgau- 
Hochschwarzwald, Geschäftsführer der Fraktion sowie langjähriges Kreisvorstandsmitglied. Wenn Sie 


Eschbach, den 25. Januar 2016 


www.haraldkraus.de/aktuell/pressemitteilungen/20160125_Schreiben_an_Merkel.php 


»Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 


lange habe ich zugewartet. Heu- 
te ist der Tag gekommen, Ihnen 
diese Zeilen zu schreiben. 


Mein Name ist Harald Kraus 
(Jahrgang 1954). Seit über 45 
Jahren bin ich Mitglied der CDU. 
Genau 32 Jahre war ich haupt- 
amtlicher Bürgermeister, 20 
Jahre Mitglied des Kreistages 
Breisgau-Hochschwarzwald, Ge- 
schäftsführer der Fraktion sowie 
langjähriges Kreisvorstandsmit- 
glied. Wenn Sie so wollen, ein 
„Urgestein der CDU!“ 


Mit viel Sympathie habe ich Ih- 
ren Aufstieg in der Partei verfolgt 
und, soweit es mir möglich war, 
Ihre Politik stets unterstützt. Seit 
dem Sommer 2015 ist das be- 
dauerlicherweise nicht mehr der 
Fall. 


Ich bin der festen Überzeugung, 
sehr geehrte Frau Bundeskanz- 
lerin, daß die von Ihnen initiier- 
te Flüchtlingspolitik gescheitert 
ist. Ein historischer Fehler, der 


(Internetausdruck/Ausschnitt) 


unserem Volk viel Leid und Äng- 
ste gebracht hat. Das gesamte 
Ausmaß dieser desaströsen Si- 
tuation ist noch nicht abzusehen. 
Insbesondere die Art und Weise 
wie hier gehandelt wurde, ist von 
Unvermögen, Naivität und Cha- 
os geprägt, wie ich es nicht für 
möglich gehalten habe. 

Politisch betrachtet, hat Ihre of- 
fenkundige Fehleinschätzung 
der Lage und der damit einher- 
gehenden Auswirkungen, viel 
Platz, rechts von der Union ge- 
schaffen. Das hat mit Sicherheit 
Folgen! 

Unaufhaltsam weichen die von 
Ihnen zelebrierte, gutgläubige 
Willkommenskultur und die da- 


»Ich mache keine 
halben Sachen.« 


Harald Kraus, ehem. 
Bürgermeister von Eschbach, in 
der Badischen Zeitung 


DER OFFENE BRIEF 


mit einhergehenden, beschöni- 
genden Medienkampagnen ih- 
rem unrühmlichen Ende zu und 
machen einem erschreckenden 
Faktum Platz. Als aufmerksa- 
mer Beobachter der politischen 
Szene in Berlin habe ich den 
Eindruck, ja die Gewißheit ge- 
wonnen, daß Ihr Umfeld an Rea- 
litätsverlust sowie vorauseilen- 
dem Gehorsam leidet. 


Volkswirtschaftlich gesehen, 
sind es sehr viele Milliarden 
Euro, welche direkt oder indi- 
rekt für Asylbewerber, teilwei- 
se ohne Diskussionen, in Form 
von Geld- und Sachleistungen, 
Bau von Unterkünften, Integrati- 
onsprogramme, Polizeieinsätze, 
Kosten für die Beaufsichtigung 
der Wohnstätten, den Abschie- 
beaufwand, die Kriminalitätsbe- 
kämpfung, für Neueinstellungen 
bei der Bundespolizei usw. auf- 
gebracht werden müssen. Ein 
Schlag in das Gesicht eines je- 
den Hartz-IV- und Sozialhilfe- 
empfängers oder Rentners mit 
geringem Einkommen. Beherzte 
Bürger, welche auf Mißstände 
in diesem Zusammenhang auf- 
merksam machen und Ihre Kri- 
tik artikulieren, sind, mit Verlaub 
gesagt, keine Dumpfbacken, wie 
sich Ihr Bundesfinanzminister 
auszudrücken pflegt. 


Derartiges treibt die Menschen 
um, und in die Arme anderer Par- 
teien! 


Ihre unsägliche Politik hat auch 
bei meinen Töchtern Furcht 
ausgelöst und vielerorts bereits 
schon bürgerkriegsähnliche 
Zustände geschaffen. Bei Ih- 
rer Amtseinführung haben Sie 
den Eid geleistet, Schaden vom 
deutschen Volk fern- und Geset- 
ze einzuhalten. Mit Blick auf die 
unkontrollierte Aufnahme von 
Personen, welche, wie wir mitt- 
lerweile wissen, nichts Gutes im 
Schilde führen, haben Sie Ihren 
. Ihr fahrlässi- 
ges Handeln halte ich, wie viele 
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Alles Dumpfbacken 
und Nazis, Frau Merkel? 


andere auch, für 

da rechtsstaatliche Instru- 
mente bei der Einreise von nicht 
ausgewiesenen Personen, mit- 
nichten angewandt wurden. Das 
ist A und wird 
noch viele Menschen unglücklich 
machen. 


Ihre fehlgeleitete Flüchtlingspo- 
litik ist auch auf europäischer 
Ebene gescheitert. Wir Deutsche 
stehen heute nahezu alleine da! 


Was folgt sind vermutlich Versu- 
che um Schadensbegrenzung. 
Was wir aber bräuchten, um die 
aus dem Ruder gelaufene, pre- 
käre Situation in den Griff zu be- 
kommen, sind: 


e Keine öffentlichen Ankündi- 
gungen, insbesondere durch die 
Kanzlerin der Bundesrepublik 
Deutschland, welche nicht einge- 
halten werden können, 


e Vorübergehende Schließung 
der nationalen Grenzen und dar- 
auf basierend kontrollierte Zu- 
wanderung, 


e Einzelfallprüfung aller Asylbe- 
werber, 


e Rasche, unkomplizierte Ab- 
schiebeverfahren von Wirtschafts- 
flüchtlingen und Straftätern, 


damit auch denen geholfen wird, 
die wirklich politisch verfolgt sind 
und infolge Asyl gewährt werden 
muß. 


Aber dazu sind Sie, nach wie vor, 
nicht bereit, möglicherweise aber 
auch nicht mehr in der Lage. 


Die Entscheidungen die wir tref- 
fen, sehr geehrte Frau Bundes- 
kanzlerin, diktieren das Leben, 
welches wir führen! 


Ich hätte es nicht für möglich 
gehalten, aber Sie haben es 
tatsächlich „geschafft“. In der 
Anlage bekommen Sie meinen 
Mitgliedsausweis zurück. Ich 
darf Sie bitten, mir meinen Aus- 
tritt aus der CDU zu bestätigen. 
Durchschläge dieses Schreibens 
erhalten eine ganze Reihe von 
Funktionsträgern der Partei. 


Mit freundlichen Grüßen 
Harald Kraus Eschbach« 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Woche für Woche versammeln 
sich in Dresden am Montag- 
abend tausende Deutsche zu 
den Abendspaziergängen mit 
abschließender Kundgebung der 
PEGIDA. 


Nach Schätzungen von Teilneh- 
mern sind es meist 8.000 bis 
12.000 Bürger, die so ihren Pro- 
test gegen die Politik der »Will- 
kommenskultur« ausdrücken 
wollen. 


Die Medien, die manchmal so- 
gar von »rechten Aufmärschen« 
sprechen, halbieren diese Zah- 
len, wenn sie überhaupt davon 
berichten. 


Dabei »marschiert« kein Mensch, 
sondern die Teilnehmer spazie- 
ren still, teilweise Lieder singend 
und Lichter hochhaltend, durch 
die Straßen. 


Ihnen gegenüber lärmen und grö- 
len sogenannte »Antifaschisten« 
und von sogenannten »demo- 
kratischen Kräften« aufgehetzte 
Demonstranten, die — wenn man 
den diversen Meldungen im In- 
ternet glauben darf — mit Bussen 
herangekarrt werden und 25 bis 
40 Euro Spesen erhalten. Finan- 
ziert vom Bundesprogramm »ge- 
gen Rechts«? 


Bei der PEGIDA-Veranstaltung am 30.5. 


2016 führten Teilnehmer Plakate mit, 
auf denen vor der Visafreiheit für die Türkei, dem »Trojanischen Pferd« Erdo- 
gans, gewarnt wurde. 


Zu beobachten ist, daß die Poli- 
zisten der Polizeiketten den Spa- 
ziergängern mit offenem Visier 
gegenüberstehen und deren Pa- 
rolen »Eins, zwei, drei, ein Dank 
der Polizei« lächelnd entgegen- 
nehmen. 


Gegenüber den militanten Ge- 
gendemonstranten, oft Cha- 
oten, die angeblich die Demo- 
kratie verteidigen, lassen sie die 
Schutzgläser der Helme herunter 
und schützen sich mit Schilden 
gegen Flaschen-, Farbbeutel- 
und Steinwürfe. In der Presse 
heißt es dann: »Am Rande der 
PEGIDA-Demo kam es zu Aus- 
schreitungen«. 


»Aha!«, denkt sich der Leser 
dann, »immer dieser rechte 
Mob!«. 


Es wäre ja politisch unkorrekt, 
wahrheitsgemäß zu berichten, 
wer da gewalttätig ist. 


Wer es ermöglichen kann, sollte 
einmal selbst an einem solchen 
Montagabend-Spaziergang teil- 
nehmen, um sich ein eigenes Ur- 
teil zu bilden, ob die Teilnehmer 
nun wirklich alle »Neonazis«, 
»Rassisten« und Verfassungs- 
feinde sind oder besorgte Bürger 
wie Du und ich! 


E : AUF ANWALTLICHEN RAT GESCHWÄRZT 
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Ferienzeit ist Lesezeit 


UNABMANGIGE 
NACHRICHTEN 
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Der Umbau geht ihr zu 
langsam: 


Özoğuz will mehr! 


Vom »deutschen Volk« ging 
es über die »Bevölkerung« bis 
zur heutigen »Gesellschaft« in 
der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 


Der Integrationsbeauftragten 
der Bundesregierung, Aydan 
Özoguz (SPD), geht das aber 
noch nicht schnell und nicht 
weit genug. 

Eine Studie des Bundesin- 
stituts für Bevölkerungsfor- 
schung im Auftrag der Bun- 
desregierung hat ergeben, 
daß in der Bundesverwaltung 
in den obersten Staatsbehör- 
den die Migranten unterreprä- 
sentiert seien. 


Dieser Anteil müsse erhöht 
werden, fordert Frau Özoguz: 


»Es muß uns wachrütteln, daß 
sie nicht nur schwerer den 
Weg in die Verwaltung finden, 
sondern auch überproportio- 
nal im einfachen und mittleren 
Dienst vertreten sind und of- 
fenbar nicht weiterkommen«. 


Noch Fragen, liebe Leser? 


L rebe [Leser gAHZ prIYAL: 


Gehört in jede Reisetasche, in jeden Urlaubskoffer! 


Wie jedes Jahr haben wir eine UN-Ferien-Sonder- 
ausgabe zusammengestellt, die an die einseitig be- 
rieselten und verdummten Bundesbürger gerichtet 
ist und wie eine »Gehirnnahrung in kleinen Dosen« 
zum Nachdenken anregen soll. 


Jetzt kommt es nur darauf an, ob Sie, liebe Leser der 
UN, einen Packen davon bei uns bestellen und in der 
Ferienzeit verteilen. (»Guten Tag oder grüß Gott, ich 
schenke Ihnen etwas!«) 


In den vergangenen Jahren haben wir damit einige 
zigtausend Menschen erreicht, die sonst von Politik 
nichts wissen wollen. 

Nie ist die Lesebereitschaft so groß wie beim Früh- 
stück, im Liegestuhl im Park, im Strandkorb oder 
im Straßen-Cafe, wenn man Zeit und Ruhe hat, mal 
etwas durchzublättern. 


Da kommt ein Blatt wie die »Ferienzeitung« gerade 
recht! 


Mancher Leser wird nach unseren Erfahrungen 
durch sie tatsächlich angeregt, sich Gedanken über 
unsere Zukunft zu machen, die von dem Parteien- 
Kartell im Bundestag verspielt wird. 


Unsere »Ferienzeitung« ist also nicht für Sie selbst 
gedacht, obwohl Sie es sind, die durch Ihre Spen- 
den diesen Versuch ermöglichen, an die normalver- 
dummten Menschen um uns herum heranzukom- 
men. 

Unsere große Bitte an Sie: Bestellen Sie 10, 50, 100 
oder mehr Exemplare, um in Ihrer Stadt oder im Fe- 


rienort Ihre Miturlauber zu beschenken. Anruf ge- 
nügt: 0208 — 84 01 32. 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Kurzmeldungen 


IS-Terroristen aus 
Tschetschenien? 


Droht hier die nächste Welle von 
»Asyl«-Suchenden? 


Wie das Bundesinnenministeri- 
um mitteilte, ist die Zahl der Ein- 
gereisten aus Rußland, die um 
Asyl nachsuchen, in den vergan- 
genen Monaten deutlich gestie- 
gen. 


Rußland steht in der Tabelle der 
Herkunftsländer von Asylbe- 
werbern bereits auf dem fünften 
Platz. Insgesamt waren es zwi- 
schen dem 1.1.2016 und dem 
23.5.2016 bereits 2.728. Davon 
gaben 2.244, also die große 
Mehrheit, ihre ethnische Zugehö- 
rigkeit als »tschetschenisch« an. 


Noch größer ist die Zahl der Asyl- 
begehrenden, die im sogenann- 
ten »EASY-System« (Erstver- 
teilung der ASYibegehrenden) 
gezählt wurden. Sie liegt bei 800 
bis 1.200 monatlich. 


Rußland bekämpft in Tschet- 
schenien die militanten Islami- 
sten — da bietet sich die BRD als 
Rückzugsraum an. 


SEPA-Lastschriftmandat 


Deutsche Sicherheitsbehörden 
seien alarmiert, denn es gäbe 
den Verdacht, es handele sich 
»bei einigen Tschetschenen um 
radikale Salafisten«. Aber das 
stört die Politiker der »Willkom- 
menskultur« offenbar wenig. 


Tolle Integration! 


Im Auftrag der Bundesregierung 
wurde für die Bundeszentrale für 
politische Bildung eine 156-seiti- 
ge Ausgabe des Grundgesetzes 
in arabischer Sprache herausge- 
geben. 


m 

LYI gpI 
Grundgesetz 
Aly LUT S gyan 


Diese Ausgabe enthält außer 
dem Titel und dem Erscheinungs- 
vermerk kein Wort in deutscher 
Sprache. 


Wofür ein ausschließlich ara- 
bisch sprechender Kriegs- oder 


Gläubiger-Identifikationsnummer: DE45ZZZ00000086750; Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt 
Ich ermächtige den Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
Oberhausen, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die vom Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V. auf mein Konto ge- 


zogenen Lastschriften einzulösen. 


Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstat- 
tung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbar- 
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Name des Kreditinstituts 
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Elendsflüchtling, der ja so bald 
wie möglich in seine Heimat zu- 
rückkehren soll, das braucht, ist 
nicht ersichtlich. 


Angebracht wäre allenfalls ein 
zweisprachiges Heftchen mit den 
Grundrechten und den wichtig- 
sten Strafgesetz-Paragraphen, 
an die er sich zu halten hat, bis er 
unser Land verläßt. 


Selbst bei Naturkata- 
strophen wird gelogen 


Flüchtlinge sind im baden- 
württembergischen Schwäbisch 
Gmünd für ein Fernsehteam als 
angebliche Hochwasser-Helfer in 
Szene gesetzt worden. 


Der Pressesprecher der Stadt, 
Markus Herrmann, wies jedoch 
Berichte zurück, wonach die 
Stadtverwaltung für die nach- 
gestellte Hilfsaktion verantwort- 
lich sei. »Das war eine Bitte des 
ORF«. Dieser hätte darum gebe- 
ten, noch einige Szenen drehen 
zu dürfen, die die Aufräumarbei- 
ten zeigten. Städtische Flücht- 
lingsbetreuer hätten darauf eini- 
ge Asylsuchende herangebracht, 
die Sperrmüll erst zurück in die 
Keller und dann für den ORF wie- 
der hinauf trugen. 


Einzugsermächtigung 


Ich ermächtige den Freundeskreis Un- 
abhängige Nachrichten e.V., folgende 
Beträge mittels Lastschrift von meinem 
Konto einzuziehen: 


Betrag: Euro 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Februar 2016: 
März 2016: 


43,015 Millionen ” 
43,162 Millionen ” 


soz.-versich.-pfl. Beschäftigte: 
Januar 2016: 30,950 Millionen ” 


Februar 2016: 31,038 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
März 2016: 2.844.891 ” 


April 2016: 2.743.864 ” 


Leistungsempfänger: 


ALG, ALG Il und Sozialgeld 
März 2016: 
April 2016: 


Offene Stellen: 
März 2016: 
April 2016: 


Staatsverschuldung: 
2.027.184.966.858 Euro ” 


6.795.303 ” 
6.706.676 ” 


634.516 ” 
640.131 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
115 Euro ° 


Schulden pro Kopf: 
04.05.2016: 
07.06.2016: 


24.882 Euro ? 
24.886 Euro ? 


") Bundesagentur für Arbeit, 7.6.2016 
2) Bund der Steuerzahler, 7.6.2016 
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Parteien fern der Realität 


Die Mehrheit der Deutschen hält 
die Parteien im Bundestag für 
realitätsfremd. 


Wenn man einer jüngsten Um- 
frage des Meinungsforschungs- 
instituts Emnid vom 18.5.2016 
glauben darf, werfen drei Viertel 
der deutschen Bevölkerung den 
etablierten Parteien vor, sich 
von der Lebensrealität der Be- 
völkerung entfernt zu haben. 


Der Politikwissenschaftler Gero 
Neugebauer urteilt, »daß in der 
Tat nur noch ein kleiner Aus- 
schnitt der Wirklichkeit an der 
Spitze ankommt«, was zu einer 
wachsenden Politikverdrossen- 
heit führe. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag von 
bar bei - zahle ich per Einzug - überweise ich auf nebenstehendes Konto. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungsscheck / in 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie diese Nummer 


direkt über Ihrer Anschrift zwischen ## und #) 


DAS LETZTE 


Auch die Medien schnei- 
den in der Umfrage 
schlecht ab: Fast zwei 
Drittel meinen, daß sie 
die Sorgen und Nöte der 
Bevölkerung nicht aus- 
reichend behandeln. 


© sulupress / Fotolia 


Bei einer Umfrage der Gesell- 
schaft für Konsumforschung 
(GfK) im März 2016, welche 
Berufe das größte Vertrauen 
der Menschen genießen, ka- 
men Feuerwehrleute, Sanitäter, 
Krankenschwestern und Pfleger 
auf rund 95 Prozent. 


Am Ende der Rangfolge stehen 
die Politiker, denen nur 14 Pro- 
zent der Deutschen vertrauen. 


Schuld daran sind natürlich nicht 
die Politiker, sondern das unein- 
sichtige gemeine Volk, weshalb 
man Rufe nach Volksabstim- 
mungen oder »direkter Demo- 
kratie« schärfstens ablehnt. 
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